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Telemediengesetz (TMG)

vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 31. Mai 2010 (BGBl. I S. 692)

(Auszug)

Abschnitt 4. Datenschutz

§ 11 Anbieter-Nutzer-Verhältnis. (1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten
nicht für die Erhebung und Verwendung personenbezogener Daten der Nutzer
von Telemedien, soweit die Bereitstellung solcher Dienste
1. im Dienst- und Arbeitsverhältnis zu ausschließlich beruflichen oder dienst-

lichen Zwecken oder
2. innerhalb von oder zwischen nicht öffentlichen Stellen oder öffentlichen Stel-

len ausschließlich zur Steuerung von Arbeits- oder Geschäftsprozessen erfolgt.

(2) Nutzer im Sinne dieses Abschnitts ist jede natürliche Person, die Telemedien
nutzt, insbesondere um Informationen zu erlangen oder zugänglich zu machen.

(3) Bei Telemedien, die überwiegend in der Übertragung von Signalen über Tele-
kommunikationsnetze bestehen, gelten für die Erhebung und Verwendung per-
sonenbezogener Daten derNutzer nur § 15Absatz 8 und § 16Absatz 2Nummer 4.

§ 12 Grundsätze. (1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten zur Be-
reitstellung von Telemedien nur erheben und verwenden, soweit dieses Gesetz
oder eine andere Rechtsvorschrift, die sich ausdrücklich auf Telemedien bezieht,
es erlaubt oder der Nutzer eingewilligt hat.

(2) Der Diensteanbieter darf für die Bereitstellung von Telemedien erhobene per-
sonenbezogene Daten für andere Zwecke nur verwenden, soweit dieses Gesetz
oder eine andere Rechtsvorschrift, die sich ausdrücklich auf Telemedien bezieht,
es erlaubt oder der Nutzer eingewilligt hat.

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, sind die jeweils geltenden Vorschriften
für den Schutz personenbezogener Daten anzuwenden, auch wenn die Daten
nicht automatisiert verarbeitet werden.

§ 13 Pflichten des Diensteanbieters. (1) 1Der Diensteanbieter hat den Nutzer zu
Beginn des Nutzungsvorgangs über Art, Umfang und Zwecke der Erhebung und
Verwendung personenbezogener Daten sowie über die Verarbeitung seiner Daten
in Staaten außerhalb des Anwendungsbereichs der Richtlinie 95/46/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürli-
cher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Da-
tenverkehr (ABl. EG Nr. L 281 S. 31) in allgemein verständlicher Form zu
unterrichten, sofern eine solche Unterrichtung nicht bereits erfolgt ist. 2Bei ei-
nem automatisierten Verfahren, das eine spätere Identifizierung des Nutzers er-
möglicht und eine Erhebung oder Verwendung personenbezogener Daten vor-
bereitet, ist der Nutzer zu Beginn dieses Verfahrens zu unterrichten. 3Der Inhalt
der Unterrichtung muss für den Nutzer jederzeit abrufbar sein.
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(2) Die Einwilligung kann elektronisch erklärt werden, wenn der Diensteanbieter
sicherstellt, dass
1. der Nutzer seine Einwilligung bewusst und eindeutig erteilt hat,
2. die Einwilligung protokolliert wird,
3. der Nutzer den Inhalt der Einwilligung jederzeit abrufen kann und
4. der Nutzer die Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen

kann.

(3) 1Der Diensteanbieter hat den Nutzer vor Erklärung der Einwilligung auf das
Recht nach Absatz 2 Nr. 4 hinzuweisen. 2Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) 1Der Diensteanbieter hat durch technische und organisatorische Vorkehrun-
gen sicherzustellen, dass
1. der Nutzer die Nutzung des Dienstes jederzeit beenden kann,
2. die anfallenden personenbezogenen Daten über den Ablauf des Zugriffs oder

der sonstigen Nutzung unmittelbar nach deren Beendigung gelöscht oder in
den Fällen des Satzes 2 gesperrt werden,

3. der Nutzer Telemedien gegen Kenntnisnahme Dritter geschützt in Anspruch
nehmen kann,

4. die personenbezogenen Daten über die Nutzung verschiedener Telemedien
durch denselben Nutzer getrennt verwendet werden können,

5. Daten nach § 15 Abs. 2 nur für Abrechnungszwecke zusammengeführt werden
können und

6. Nutzungsprofile nach § 15 Abs. 3 nicht mit Angaben zur Identifikation des
Trägers des Pseudonyms zusammengeführt werden können.

2An die Stelle der Löschung nach Satz 1 Nr. 2 tritt eine Sperrung, soweit einer Lö-
schung gesetzliche, satzungsmäßige oder vertragliche Aufbewahrungsfristen ent-
gegenstehen.

(5) Die Weitervermittlung zu einem anderen Diensteanbieter ist dem Nutzer an-
zuzeigen.

(6) 1Der Diensteanbieter hat die Nutzung von Telemedien und ihre Bezahlung
anonym oder unter Pseudonym zu ermöglichen, soweit dies technisch möglich
und zumutbar ist. 2Der Nutzer ist über diese Möglichkeit zu informieren.

(7) 1Der Diensteanbieter hat dem Nutzer nach Maßgabe von § 34 des Bundes-
datenschutzgesetzes auf Verlangen Auskunft über die zu seiner Person oder zu
seinem Pseudonym gespeicherten Daten zu erteilen. 2Die Auskunft kann auf Ver-
langen des Nutzers auch elektronisch erteilt werden.

§ 14 Bestandsdaten. (1) Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten eines
Nutzers nur erheben und verwenden, soweit sie für die Begründung, inhaltliche
Ausgestaltung oder Änderung eines Vertragsverhältnisses zwischen dem Diens-
teanbieter und dem Nutzer über die Nutzung von Telemedien erforderlich sind
(Bestandsdaten).

(2) Auf Anordnung der zuständigen Stellen darf der Diensteanbieter im Einzelfall
Auskunft über Bestandsdaten erteilen, soweit dies für Zwecke der Strafverfol-
gung, zur Gefahrenabwehr durch die Polizeibehörden der Länder, zur Erfüllung
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der gesetzlichen Aufgaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der
Länder, des Bundesnachrichtendienstes oder des Militärischen Abschirmdienstes
oder des Bundeskriminalamtes im Rahmen seiner Aufgabe zur Abwehr von Ge-
fahren des internationalen Terrorismus oder zur Durchsetzung der Rechte am
geistigen Eigentum erforderlich ist.

§ 15 Nutzungsdaten. (1) 1Der Diensteanbieter darf personenbezogene Daten ei-
nes Nutzers nur erheben und verwenden, soweit dies erforderlich ist, um die In-
anspruchnahme von Telemedien zu ermöglichen und abzurechnen (Nutzungs-
daten). 2Nutzungsdaten sind insbesondere
1. Merkmale zur Identifikation des Nutzers,
2. Angaben über Beginn und Ende sowie des Umfangs der jeweiligen Nutzung

und
3. Angaben über die vom Nutzer in Anspruch genommenen Telemedien.

(2) Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten eines Nutzers über die Inanspruch-
nahme verschiedener Telemedien zusammenführen, soweit dies für Abrech-
nungszwecke mit dem Nutzer erforderlich ist.

(3) 1Der Diensteanbieter darf für Zwecke der Werbung, der Marktforschung oder
zur bedarfsgerechten Gestaltung der Telemedien Nutzungsprofile bei Verwen-
dung von Pseudonymen erstellen, sofern der Nutzer dem nicht widerspricht. 2Der
Diensteanbieter hat den Nutzer auf sein Widerspruchsrecht im Rahmen der Un-
terrichtung nach § 13 Abs. 1 hinzuweisen. 3Diese Nutzungsprofile dürfen nicht
mit Daten über den Träger des Pseudonyms zusammengeführt werden.

(4) 1Der Diensteanbieter darf Nutzungsdaten über das Ende des Nutzungsvor-
gangs hinaus verwenden, soweit sie für Zwecke der Abrechnung mit dem Nutzer
erforderlich sind (Abrechnungsdaten). 2Zur Erfüllung bestehender gesetzlicher,
satzungsmäßiger oder vertraglicher Aufbewahrungsfristen darf der Diensteanbie-
ter die Daten sperren.

(5) 1Der Diensteanbieter darf an andere Diensteanbieter oder Dritte Abrechnungs-
daten übermitteln, soweit dies zur Ermittlung des Entgelts und zur Abrechnung
mit dem Nutzer erforderlich ist. 2Hat der Diensteanbieter mit einem Dritten ei-
nen Vertrag über den Einzug des Entgelts geschlossen, so darf er diesem Dritten
Abrechnungsdaten übermitteln, soweit es für diesen Zweck erforderlich ist.
3Zum Zwecke der Marktforschung anderer Diensteanbieter dürfen anonymisierte
Nutzungsdaten übermittelt werden. 4§ 14 Abs. 2 findet entsprechende Anwen-
dung.

(6) Die Abrechnung über die Inanspruchnahme von Telemedien darf Anbieter,
Zeitpunkt, Dauer, Art, Inhalt und Häufigkeit bestimmter von einem Nutzer in
Anspruch genommener Telemedien nicht erkennen lassen, es sei denn, der Nut-
zer verlangt einen Einzelnachweis.

(7) 1Der Diensteanbieter darf Abrechnungsdaten, die für die Erstellung von Ein-
zelnachweisen über die Inanspruchnahme bestimmter Angebote auf Verlangen
des Nutzers verarbeitet werden, höchstens bis zum Ablauf des sechsten Monats
nach Versendung der Rechnung speichern. 2Werden gegen die Entgeltforderung
innerhalb dieser Frist Einwendungen erhoben oder diese trotz Zahlungsaufforde-
rung nicht beglichen, dürfen die Abrechnungsdaten weiter gespeichert werden,
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bis die Einwendungen abschließend geklärt sind oder die Entgeltforderung begli-
chen ist.

(8) 1Liegen dem Diensteanbieter zu dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte
vor, dass seine Dienste von bestimmten Nutzern in der Absicht in Anspruch ge-
nommen werden, das Entgelt nicht oder nicht vollständig zu entrichten, darf er
die personenbezogenen Daten dieser Nutzer über das Ende des Nutzungsvorgangs
sowie die in Absatz 7 genannte Speicherfrist hinaus nur verwenden, soweit dies
für Zwecke der Rechtsverfolgung erforderlich ist. 2Der Diensteanbieter hat die
Daten unverzüglich zu löschen, wenn die Voraussetzungen nach Satz 1 nicht
mehr vorliegen oder die Daten für die Rechtsverfolgung nicht mehr benötigt wer-
den. 3Der betroffene Nutzer ist zu unterrichten, sobald dies ohne Gefährdung des
mit der Maßnahme verfolgten Zweckes möglich ist.

§ 15a Informationspflicht bei unrechtmäßiger Kenntniserlangung von Daten.
Stellt der Diensteanbieter fest, dass bei ihm gespeicherte Bestands- oder Nut-
zungsdaten unrechtmäßig übermittelt worden oder auf sonstige Weise Dritten
unrechtmäßig zur Kenntnis gelangt sind, und drohen schwerwiegende Beein-
trächtigungen für die Rechte oder schutzwürdigen Interessen des betroffenen
Nutzers, gilt § 42a des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend.
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